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Spezialfall: Höhere Gewalt 
Wenn die Reise nach Reisebeginn wegen nicht voraussehbarer höherer Gewalt erheblich erschwert, gefährdet oder beeinträchtigt wird, haftet der Reiseveranstalter nicht für solche Mängel. Er oder der Vermittler muss sich aber darum bemühen, den Reisenden bei Schwierigkeiten Hilfe zu leisten (Art. 15 Abs. 2 des Bundesgesetzes über Pauschalreisen, PauRG). 

Der Reiseveranstalter verliert den Anspruch auf den vereinbarten Reisepreis für noch nicht erbrachte Leistungen, erhält aber einen Entschädigungsanspruch für bereits erbrachte oder für die Beendigung der Reise noch zu erbringenden Reiseleistungen (vgl. analog Art. 119 Abs. 2 OR). Durch höhere Gewalt entstandene Mehrkosten (z. B. längerer Hotelaufenthalt, weil es unmöglich wurde, zum geplanten Zeitpunkt abzureisen) muss der Reisende tragen, die Kosten der Rückreise tragen beide Parteien je zur Hälfte, nach dem im Fall höherer Gewalt greifenden Prinzip der Risikoverteilung. Dieses Prinzip ist zwar umstritten, wird jedoch mehrheitlich befürwortet, so auch vom Reisebüro-Verband. Eine Ausnahme bei der Rückreise stellen hier aber die Rückreisekosten dar, die nicht im Verantwortungsbereich des Veranstalters liegen, z. B. bei Krankheit und Unfall von Reisenden. In diesem Fall gehen die Kosten voll zu Lasten des Reisenden, eine Rückreiseversicherung und Mitgliedschaft bei der Schweizerischen Rettungsflugwacht (REGA) oder dergleichen sind deshalb zu empfehlen. Bei Nicht- oder Schlechterfüllung des Vertrags wegen höherer Gewalt hat der Reisende keinen Anspruch auf Schadenersatz wegen Nichterfüllung des Vertrags: Zerstörtes Gepäck, Rettungs-, Spitalkosten, Lohnausfall usw. gehen zu seinen eigenen Lasten. 

Beim Prinzip der Risikoverteilung gibt es eine Ausnahme: Wird die Reise durch den Veranstalter vor dem Abreisetermin annulliert, kann der Reisende die bereits bezahlten Kosten zurückverlangen. Gemäss Art. 11 Abs. 2 lit. b PauRG hat er jedoch keinen Anspruch auf Schadenersatz wegen Nichterfüllung des Vertrags im Sinne von Art. 10 Abs. 4 PauRG, z. B. Devisenverluste, Passkosten, usw. Im Fall einer Annullierung hat der Reiseveranstalter nach Art. 9 PauRG die Pflicht, dies dem Reisenden so bald wie möglich mitzuteilen. Der Reiseveranstalter darf hierbei keine Annullierungsgebühren für die Kündigung berechnen.

Unter höherer Gewalt versteht man ein mit unabwendbarer Gewalt von aussen hereinbrechendes, unvorhergesehenes, unvorhersehbares, aussergewöhnliches Ereignis, das nicht dem Verantwortungsbereich eines Vertragspartners zugeordnet werden kann und auch bei Beachtung äusserster Sorgfalt nicht abwendbar war. Typischerweise betrachtet man Krieg oder Epidemien am Urlaubsort als höhere Gewalt. Aber auch eine erhöhte Gefahr von Terroranschlägen fällt unter die höhere Gewalt. Hierbei ist aber zu beachten, dass eine allgemeine Angst vor (weiteren) Terroranschlägen kein Fall von höherer Gewalt ist. Vielmehr muss eine konkrete Terrorwarnung mit Gefahr für Leib und Leben des Reisenden am Urlaubsort vorliegen. Grundsätzlich ist dies der Fall, wenn das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA) akute Reisewarnungen für das betroffene Gebiet erteilt. 

Naturkatastrophen wie z. B. Überschwemmungen, Erdbeben oder ein Hurrikan sind in der Regel ebenfalls Fälle von höherer Gewalt. Es ist zu beachten, dass schlechtes Wetter (z. B. zu wenig Schnee am Skiort) am Urlaubsort zum allgemeinen Lebensrisiko gehört und somit keinen Fall von höherer Gewalt darstellt. Das Ereignis der höheren Gewalt darf bei Vertragsschluss nicht vorhersehbar gewesen sein und die Reise muss erheblich erschwert, gefährdet oder beeinträchtigt sein. 

Ob Streiks ebenfalls zu Fällen höherer Gewalt gehören oder nicht, ist umstritten. Soweit sie aber vom Reiseveranstalter beeinflusst werden können (z. B. Hotelpersonalstreik), liegt kein Fall von höherer Gewalt vor, da diese Ereignisse im Risikobereich des Veranstalters liegen (der Veranstalter haftet für die Handlungen und Unterlassungen seiner Leistungsträger). 

Ansonsten kommt es auf die Umstände im Einzelfall an. Mehrheitlich werden die vom Reiseveranstalter nicht beeinflussbaren oder nicht voraussehbaren Landestreiks als höhere Gewalt gewertet.

Überbuchung gilt nach Art. 11 Abs.2 lit. b 2. Satz PauRG nicht als höhere Gewalt, d. h, der Reiseveranstalter haftet in diesem Fall, da er die notwendigen Massnahmen zu treffen hat, um die Reise möglichst programmgemäss durchführen zu können.

Vorgehen
Die Erklärung zum vorzeitigen Abbruch der Reise kann grundsätzlich formlos gegenüber dem Vertragspartner erklärt werden. Aus Beweisgründen empfehlen wir Ihnen jedoch Schriftlichkeit. Grössere Schweizer Reiseunternehmen verlangen dies in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Zu Ihrer Sicherheit sollten Sie zudem die Erklärung als Einschreiben an den Reiseveranstalter versenden. Es ist zweckmässig, die Gründe höherer Gewalt anzugeben und sich gegebenenfalls auf Reisewarnungen des EDA zu berufen. Des Weiteren sollte eine schriftliche Bestätigung der vorzeitigen Rückreise wegen höherer Gewalt angefordert werden (vgl. unser Muster).

Bitte beachten Sie, dass Sie nach Beendigung der Reise, je nach Reisevertrag und Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB), meist nur etwa einen Monat Zeit haben, um eine Rückerstattung gegenüber dem Reiseveranstalter geltend zu machen. Bitte lesen Sie diesbezüglich unbedingt die AGB, in welchen die jeweilige Frist und auch die Form festgelegt sind.

Hans und Anna Mustermann 

Mustermannstrasse 22

6088 Musterstadt

Einschreiben

Musterreise GmbH

Musterfraustrasse 11

6088 Musterstadt 

Musterstadt, ______

Reise nach ______ vom ______ bis ______ Buchungsnummer: ______

Rückerstattungsbegehren wegen höherer Gewalt

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir haben am ______ die oben genannte Reise bei Ihnen gebucht.

Wie Sie sicher den Nachrichten entnommen haben, ist das Urlaubsgebiet weitgehend überschwemmt. [Hinweis: Bitte tragen Sie hier den konkreten Fall von höherer Gewalt ein.] Betroffen ist insbesondere der von uns gebuchte Urlaubsort ______. Daher sehen wir uns nicht in der Lage, die Reise anzutreten. Es handelt sich um einen Fall der höheren Gewalt, der nicht vorhersehbar war. 

Bitte bestätigen Sie uns schriftlich, dass unser Vertragsverhältnis betreffend der Reise damit beendet ist und von Ihrer Seite keine weiteren Forderungen bestehen. Unsere bereits erbrachten Zahlungen in Höhe von CHF ______ bitten wir bis spätestens ______ auf das Konto Nr. ______ bei der ______-Bank, IBAN-Nr. ______ zurück zu überweisen. 

[Hinweis: Bitte tragen Sie hier eine angemessene Frist zur Rückzahlung ein. In der Regel wird eine 2-Wochen-Frist ausreichend sein.]

Freundliche Grüsse

Hans Mustermann
Anna Mustermann
